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Geschäftszahl 

Ra 2023/10/0010 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/10/0202 B 1. Februar 2018 RS 1 (hier Revisionswerber statt Revisionswerberin) 

Stammrechtssatz 

Stattgebung - Mindestsicherung - Einer Leistung zur Sicherung des Lebensunterhaltes, die für die 
Vergangenheit nachgezahlt werden muss, kommt grundsätzlich - sofern nicht seitens des Berechtigten 
besondere Umstände geltend gemacht werden - nicht jene Dringlichkeit für die laufende 
Existenzerhaltung des Betroffenen zu, wie dies bei laufenden, für die Zukunft zugesprochenen Leistungen 
der Fall ist. In der Frage, ob ihm auch die Nachzahlung endgültig zusteht, ist es dem Mitbeteiligten 
grundsätzlich (d.h. soweit er keine besonderen Umstände geltend zu machen vermag, die eine andere 
Beurteilung gebieten könnten) zumutbar, den Ausgang des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 
abzuwarten (vgl. VwGH 19.11.1996, AW 96/08/0046). Das von der Revisionswerberin (der belangten 
Behörde) geltend gemachte Interesse, während des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens eine zum 
laufenden Lebensunterhalt nicht benötigte Zahlung im Hinblick auf die mutmaßliche Uneinbringlichkeit 
einer allfälligen Rückforderung vorerst nicht leisten zu müssen, überwiegt daher das Interesse des 
Mitbeteiligten am alsbaldigen Erhalt dieser Nachzahlung (vgl. nochmals den hg. Beschluss vom 
19.11.1996). 
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